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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 
gemäß Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die 
Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsführung (Antrag EGF/2012/003 
DK/Vestas, Dänemark)
(COM(2012)0502 – C7-0292/2012 – 2012/2228(BUD))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2012)0502 – C7-0292/2012),

– gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und 
die wirtschaftliche Haushaltsführung1, insbesondere auf Nummer 28,

– gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Dezember 2006 zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung2,

– unter Hinweis auf die Ergebnisse des Trilogs vom 17. Mai 2006,

– in Kenntnis des Schreibens des Ausschusses für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten,

– in Kenntnis des Berichts des Haushaltsausschusses (A7-0345/2012),

A. in der Erwägung, dass die Europäische Union die geeigneten Legislativ- und 
Haushaltsinstrumente geschaffen hat, um zusätzliche Unterstützung für Arbeitnehmer 
bereitzustellen, die von den Folgen weit reichender Strukturveränderungen im 
Welthandelsgefüge betroffen sind, und Hilfestellung bei ihrer Wiedereingliederung in 
den Arbeitsmarkt zu leisten; 

B. in der Erwägung, dass der Anwendungsbereich des EGF für ab dem 1. Mai 2009 
gestellte Anträge erweitert wurde und nun auch die Unterstützung von Arbeitnehmern 
beinhaltet, die als direkte Folge der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise entlassen 
worden sind;

C. in der Erwägung, dass die finanzielle Unterstützung der Union für entlassene 
Arbeitnehmer in Übereinstimmung mit der Gemeinsamen Erklärung des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission, die in der Konzertierungssitzung vom 
17. Juli 2008 angenommen wurde, und unter gebührender Berücksichtigung der IIV 

1 ABl. C 139 vom 14.6.2006, S. 1.
2 ABl. L 406 vom 30.12.2006, S. 1.
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vom 17. Mai 2006 hinsichtlich der Annahme von Beschlüssen über die 
Inanspruchnahme des Fonds dynamischen Charakter haben und so zügig und effizient 
wie möglich bereitgestellt werden sollte;

D. in der Erwägung, dass Dänemark für 720 Personen Unterstützung beantragt hat, die von 
dem Windturbinenhersteller Vestas-Gruppe in Dänemark entlassen wurden und alle 
gezielt unterstützt werde sollen;

E. in der Erwägung, dass der Antrag die in der EGF-Verordnung festgelegten Kriterien für 
die Förderfähigkeit erfüllt;

1. stimmt der Kommission zu, dass die Kriterien gemäß Artikel 2 Buchstabe a der EGF-
Verordnung erfüllt sind und Dänemark daher Anspruch auf einen finanziellen Beitrag 
gemäß dieser Verordnung hat;

2. stellt fest, dass der Antrag auf finanzielle Beihilfen aus dem EGF von den dänischen 
Behörden am 14. Mai 2012 eingereicht und die Beurteilung der Kommission am 
13. September 2012 vorgelegt wurde; begrüßt, dass das Bewertungsverfahren rasch 
durchgeführt wurde;

3. weist darauf hin, dass durch die Ansiedlung von innovativen Unternehmen wie Vestas 
zahlreiche hochwertige Industriearbeitsplätze für hochqualifizierte Arbeitnehmer in den 
betreffenden Gemeinden geschaffen wurden und der Verlust dieser Arbeitsplätze die 
Region in Schwierigkeiten gebracht hat; stellt fest, dass die Entlassungen in einer Zeit 
erfolgten, in der die Arbeitslosigkeit rasch ansteigt, so gab es z. B. im Februar 2012 in 
der Region Midtjylland 36 426 Arbeitslose und in der Region Syddanmark 40 004 
Arbeitslose (im Vergleich zu 28 402 bzw. 29 751 Arbeitslose im August 2011);

4. begrüßt den Umstand, dass die dänischen Behörden im Hinblick auf eine zügige 
Unterstützung der Arbeitnehmer beschlossen haben, mit der Umsetzung der 
Maßnahmen vor der endgültigen Entscheidung über die Gewährung der EGF-
Unterstützung für das vorgeschlagene koordinierte Maßnahmenpaket zu beginnen;

5. begrüßt den Umstand, dass mit der Umsetzung des koordinierten Pakets personalisierter 
Dienstleistungen am 12. August 2012 begonnen wurde – lange vor dem Beschluss der 
Haushaltsbehörde, die EGF-Unterstützung zu gewähren; 

6. weist darauf hin, wie wichtig es ist, die Beschäftigungsmöglichkeiten von Arbeitnehmern 
durch eine adäquate Fortbildung sowie die Anerkennung der während der beruflichen 
Laufbahn erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten zu verbessern; erwartet, dass die im 
koordinierten Maßnahmenpaket angebotenen Fortbildungsmaßnahmen nicht nur den 
Erfordernissen der entlassenen Arbeitnehmer, sondern auch des derzeitigen 
Unternehmensumfelds entsprechen, insbesondere da viele der entlassenen Arbeitnehmer 
hochqualifizierte Experten und Techniker sind;

7. weist darauf hin, dass dies der dritte EGF-Antrag im Zusammenhang mit Entlassungen 
in der Windturbinenindustrie ist und dass alle Anträge aus Dänemark kommen 
(EGF/2010/017 DK/Midtjylland Machinery und EGF/2010/022 DK/LM Glasfiber);

8. begrüßt, dass die Sozialpartner während der Planungsphase des Pakets konsultiert 
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wurden und über die Umsetzung des Projekts informiert werden; 

9. weist darauf hin, dass die Entlassungen in der Gemeinde Ringkøbing-Skjern die 
unmittelbare Folge der von der Vestas-Gruppe im November 2011 getroffenen 
Entscheidung sind, ihre Strukturen neu zu organisieren und näher an ihren Kunden auf 
den regionalen Märkten zu sein, insbesondre in China; stellt fest, dass diese 
Reorganisation weltweit 2 335 Entlassungen mit sich bringen wird und dadurch die 
Gruppe schätzungsweise 150 Millionen EUR Fixkosten einsparen wird;

10. unterstreicht, dass die Lehren aus der Vorbereitung und Umsetzung dieser und anderer 
Anträge in Bezug auf Massenentlassungen gezogen werden sollten;

11. weist darauf hin, dass der EGF bereits 325 von 825 Arbeitnehmern der Vestas-Gruppe, 
die 2009 in der ersten Entlassungswelle ihren Arbeitsplatz verloren hatten, unterstützt 
hat;  stellt die Frage, wie viele entlassene Arbeitnehmer als Ergebnis des koordinierten 
Pakets wieder in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden konnten und ob Lehren für die 
erneuten Einsatz von EGF-Mitteln in der Region gezogen wurden; 

12. begrüßt, dass das Paket erhebliche finanzielle Anreize für die Gründung von 
Unternehmen enthält, die streng mit der Teilnahme an Kursen für Existenzgründer und 
der Durchführung einer Überprüfung am Ende des EGF-Projekts verbunden sein 
werden;

13. weist allerdings darauf hin, dass möglicherweise die Hälfte der EGF-Unterstützung für 
finanzielle Zuschüsse ausgegeben wird, wobei wohl 720 Arbeitnehmer 
Schulungsarbeitslosengeld (einschließlich Stipendien) erhalten werden, und zwar in 
Höhe von schätzungsweise 10 400 EUR pro Arbeitnehmer; 

14. weist erneut darauf hin, dass die EGF-Unterstützung in erster Linie für 
Arbeitsvermittlungs- und Weiterbildungsprogramme verwendet werden sollte und nicht 
für unmittelbare Beiträge zu finanziellen Zuschüssen; ist der Ansicht, dass bei einer 
Einbeziehung in das Paket die EGF-Unterstützung als Ergänzung dienen sollte und 
keinesfalls die Zuschüsse, die in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und 
Unternehmen nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts bzw. von Tarifverträgen fallen, 
ersetzen darf;

15. fordert die beteiligten Organe auf, die erforderlichen Anstrengungen zu unternehmen, 
um die Verfahrens- und Haushaltsvorschriften zu verbessern und die Inanspruchnahme 
des EGF somit zu beschleunigen; bekundet seine Wertschätzung für das verbesserte 
Verfahren, das die Kommission aufgrund der Forderung des Parlaments nach 
Beschleunigung der Freigabe der Finanzhilfen eingeführt hat und das darauf abzielt, der 
Haushaltsbehörde die Bewertung der Kommission hinsichtlich der Förderfähigkeit eines 
EGF-Antrags zusammen mit dem Vorschlag zur Inanspruchnahme des Fonds 
vorzulegen; hofft, dass weitere Verbesserungen bezüglich des Verfahrens in die neue 
Verordnung über den Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 
(2014-2020) einfließen und ein höheres Maß an Effizienz und Transparenz sowie eine 
bessere Wahrnehmbarkeit des EGF erreicht werden;

16. erinnert an die von den Organen eingegangene Verpflichtung, ein reibungsloses und 
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zügiges Verfahren für die Annahme von Beschlüssen über die Inanspruchnahme des 
EGF zu gewährleisten und eine einmalige, zeitlich begrenzte und personenbezogene 
Unterstützung für Arbeitnehmer zu leisten, die infolge der Globalisierung und der 
Finanz- und Wirtschaftskrise entlassen wurden; unterstreicht die Rolle, die der EGF bei 
der Wiedereingliederung von entlassenen Arbeitnehmern in den Arbeitsmarkt 
übernehmen kann;

17. unterstreicht, dass gemäß Artikel 6 der EGF-Verordnung sichergestellt werden sollte, 
dass aus dem EGF die Wiedereingliederung einzelner entlassener Arbeitnehmer in das 
Arbeitsleben unterstützt wird; betont ferner, dass aus Mitteln des EGF nur aktive 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen kofinanziert werden dürfen, die zu einer dauerhaften 
und langfristigen Beschäftigung führen; weist erneut darauf hin, dass die Unterstützung 
aus dem EGF kein Ersatz für Maßnahmen, die gemäß innerstaatlichem Recht oder den 
Tarifverträgen den Unternehmen obliegen, oder für Maßnahmen zur Umstrukturierung 
von Unternehmen oder Industriesektoren sein darf; bedauert, dass der EGF für 
Unternehmen einen Anreiz darstellen könnte, ihre Vertragsbeschäftigten durch 
flexiblere und vertraglich kurzfristiger gebundene Arbeitskräfte zu ersetzen;

18. stellt fest, dass die übermittelten Angaben über das aus dem EGF zu finanzierende 
koordinierte Paket personalisierter Dienstleistungen Informationen über die 
Komplementarität mit Maßnahmen, die aus den Strukturfonds finanziert werden, 
einschließen; fordert die Kommission erneut auf, in ihren Jahresberichten eine 
vergleichende Bewertung dieser Angaben vorzulegen, um die uneingeschränkte 
Einhaltung der bestehenden Verordnungen sicherzustellen und Überschneidungen 
zwischen von der Union finanzierten Dienstleistungen auszuschließen;

19. begrüßt den Umstand, dass infolge der Forderungen des Parlaments im Haushaltsplan 
2012 Zahlungsermächtigungen in Höhe von 50 000 000 EUR in der EGF-Haushaltslinie 
04 05 01 veranschlagt sind;

20. billigt den dieser Entschließung beigefügten Beschluss;

21. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss mit dem Präsidenten des Rates zu 
unterzeichnen und seine Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union zu 
veranlassen;

22. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung einschließlich der Anlage dem Rat 
und der Kommission zu übermitteln.
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ANLAGE: BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung gemäß Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die 
Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsführung (Antrag EGF/2012/003 
DK/Vestas, Dänemark)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 
–

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die 
wirtschaftliche Haushaltsführung1, insbesondere auf Nummer 28,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Dezember 2006 zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung2, insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) wurde 
eingerichtet, um Arbeitskräfte, die infolge weit reichender Strukturveränderungen im 
Welthandelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos geworden sind, zusätzlich 
zu unterstützen und ihnen bei der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen.

(2) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 sieht vor, dass der EGF bis 
zur jährlichen Obergrenze von 500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann.

(3) Dänemark hat am 14. Mai 2012 einen Antrag auf einen Finanzbeitrag aus dem EGF 
wegen Entlassungen beim Unternehmen Vestas-Gruppe gestellt und diesen Antrag bis 
zum 10. Juli 2012 durch zusätzliche Informationen ergänzt. Der Antrag erfüllt die 
gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 geltenden Voraussetzungen für 
die Festsetzung des Finanzbeitrags. Die Kommission schlägt daher vor, den Betrag 
von 7 488 000 EUR bereitzustellen.

(4) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, um einen Finanzbeitrag für 
den von Dänemark eingereichten Antrag bereitzustellen –

1 ABl. C 139 vom 14.6.2006, S. 1.
2 ABl. L 406 vom 30.12.2006, S. 1.
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HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2012 
wird der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) in Anspruch 
genommen, damit der Betrag von 7 488 000 EUR an Mitteln für Verpflichtungen und 
Zahlungen bereitgestellt werden kann.

Artikel 2
Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Präsident Der Präsident
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BEGRÜNDUNG

I. Hintergrund
Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globalisierung wurde errichtet, um 
Arbeitnehmer, die unter den Folgen weit reichender Strukturveränderungen im 
Welthandelsgefüge zu leiden haben, zusätzlich zu unterstützen. 

Gemäß den Bestimmungen von Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
17. Mai 2006 über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsführung1 und 
Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 1927/20062 darf der Fonds einen Höchstbetrag von 
500 Millionen EUR nicht überschreiten; dieser Betrag wird der Marge unter der globalen 
Ausgabenobergrenze vom Vorjahr und/oder den annullierten Verpflichtungen aus den 
vorangegangenen beiden Jahren – mit Ausnahme derjenigen, die sich auf Rubrik 1b beziehen 
– entnommen. Nachdem festgestellt wurde, dass ausreichende Spielräume und/oder in 
Abgang gestellte Mittel verfügbar sind, werden die betreffenden Mittel umgehend als 
Rückstellung in den Haushaltsplan eingesetzt.

Das Verfahren sieht vor, dass die Kommission im Falle einer positiven Bewertung eines 
Antrags im Hinblick auf die Aktivierung des Fonds der Haushaltsbehörde einen Vorschlag für 
dessen Inanspruchnahme und gleichzeitig einen entsprechenden Antrag auf Mittelübertragung 
vorlegt. Parallel dazu wird ein Trilog einberufen, um eine Einigung über den Einsatz des 
Fonds und die erforderlichen Beträge zu erzielen. Der Trilog kann in vereinfachter 
(schriftlicher) Form stattfinden.

II. Sachstand: Vorschlag der Kommission 

Am 13. September 2012 hat die Kommission einen neuen Vorschlag für einen Beschluss über 
die Inanspruchnahme des EGF zugunsten von Dänemark angenommen, um Arbeitnehmer, die 
infolge der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise entlassen worden sind, bei ihrer 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu unterstützen.

Dies ist der dreizehnte Antrag, der im Rahmen des Haushaltsplans 2012 geprüft wird; er 
bezieht sich auf die Bereitstellung eines Gesamtbetrags von 7 488 000 EUR aus dem EGF für 
Dänemark. Der Antrag betrifft 720 Entlassungen bei dem Windturbinenhersteller Vestas-
Gruppe in Dänemark, die alle im viermonatigen Bezugszeitraum vom 8. Februar 2012 bis 
zum 8. Juni 2012 erfolgten. Alle Entlassungen wurden gemäß Artikel 2 Absatz 2 dritter 
Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 ermittelt. Die Kommission hat die 
Haushaltsbehörde darüber in Kenntnis gesetzt, dass sie die gemäß Artikel 2 Absatz 2 dritter 
Gedankenstrich erforderliche Bestätigung erhalten hat, dass dies die tatsächliche Anzahl der 
vorgenommenen Entlassungen ist.

Der Antrag wurde der Kommission am 14. Mai 2012 vorgelegt und bis zum 10. Juli 2012 
durch zusätzliche Informationen ergänzt. Die Kommission kam zu dem Schluss, dass der 
Antrag die EGF-Interventionskriterien gemäß Artikel 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) 

1 ABl. C 139 vom 14.6.2006, S. 1.
2 ABl. L 406 vom 30.12.2006, S. 1.
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Nr. 1927/2006 erfüllt und innerhalb der in Artikel 5 dieser Verordnung vorgesehenen Frist 
von zehn Wochen eingereicht wurde.

Eines der Kriterien bei der Einschätzung der Kommission war die Frage, ob eine Verbindung 
zwischen den Entlassungen und den weitreichenden strukturellen Veränderungen im 
Welthandel bzw. der Finanzkrise besteht. 

In diesem Zusammenhang führt Dänemark aus, dass die Windturbinenindustrie in der EU, die 
zum Wirtschaftszweig NACE Rev. 2, Abteilung 28 (Maschinenbau) gehört, durch die 
Veränderungen im Welthandelsgefüge, vor allem durch einen signifikanten Rückgang des 
EU-Marktanteils, schwer in Mitleidenschaft gezogen wurde. Dänemark führt an, dass die 
europäische Produktion von Windturbinen zwar in den letzten Jahren angestiegen sei, der 
Weltmarkt für Windturbinen sich jedoch noch schneller entwickelt habe, insbesondere in 
Asien und Nordamerika. Im Jahr 2010 seien erstmals über 50 % der neuen 
Windkraftkapazitäten außerhalb der traditionellen Märkte in Europa und Nordamerika 
geschaffen worden. Diese Entwicklung sei hauptsächlich auf den anhaltenden 
Wirtschaftsboom in China zurückzuführen, wo jede zweite der weltweit neu installierten 
Windkraftanlagen gebaut worden sei1. Infolge des dynamischen globalen Wachstums der 
Branche ging Europas Anteil an der Gesamtkapazität von 65,5 % im Jahr 2006 auf 43,7 % im 
Jahr 2010 zurück2.

Dänemark sieht darin einen dauerhaften Trend. Die Nachfrage nach erneuerbaren Energien, 
einschließlich der Windkraftenergie, werde zwar weiterhin stark steigen, doch werde es zu 
einer Verlagerung der Märkte kommen. Während die Windkraftindustrie bis 2006 von 
europäischen Unternehmen dominiert wurde und Europa, Asien und die USA bislang einen 
ausgewogenen Anteil am Wachstum hatten, ist in der nahen Zukunft mit einem starken 
Anstieg der Nachfrage nach Windkraft in Asien und Nordamerika zu rechnen; auf mittlere 
Sicht wird dies auch auf Südamerika und langfristig auf Afrika zutreffen. Herstellung und 
Instandhaltung werden an Orte, wo es eine entsprechende Nachfrage dafür gibt, und in 
Regionen mit starkem Wirtschaftswachstum verlagert werden. Um ihre Wettbewerbsfähigkeit 
und Marktposition zu sichern, sehen sich die europäischen Hersteller nicht nur wegen der 
erheblich niedrigeren Arbeitskosten, sondern vor allem auch wegen der hohen 
Transportkosten für die großen Windturbinenteile veranlasst, ihre Produktion in die Nähe der 
dynamischsten Endkundenmärkte zu verlegen. Folglich ist die Produktion sukzessive aus der 
EU ausgelagert worden.

Auch die Vestas-Gruppe ist seit einiger Zeit von dieser Entwicklung betroffen. Um 
Marktführer zu bleiben, setzt Vestas in jüngster Zeit eine neue Strategie um, die auf dem 
Grundsatz „in der Region für die Region“ beruht; Ziel ist die Verringerung von Herstellungs- 
und Transportkosten, wodurch kürzere Entfernungen zu den Verbrauchern und Märkten 
gewährleistet werden sollen. Zudem will sich Vestas damit besser gegen 
Wechselkursschwankungen absichern3. Der Logik des Globalisierungsprozesses folgend, 
sollen Windturbinen dort hergestellt werden, wo sie auch gebraucht werden (schon im Jahr 
2011 wurden 80-90 % der Turbinen in der Region hergestellt). In der Vergangenheit wurden 
die meisten Teile einer Windturbine im Unternehmen selbst produziert. In Zukunft soll die 

1 Global Wind Energy Council, Global Wind Report, Annual Market Update 2010, Brüssel, April 2011. 
2 World Wind Energy Association (WWEA), World Wind Energy Report 2010.
3 Vestas-Jahresbericht 2011. 
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Produktion hingegen immer stärker auf regionale Partner ausgelagert werden, so dass Vestas 
weniger Investitionen benötigen und Personal abbauen wird. 

Dieser EGF-Antrag ist der dritte, der die Windkraftbranche betrifft. Die in früheren Anträgen 
(EGF/2010/017 DK Midtjylland Machinery1 und EGF/2010/022 DK/LM 
Glasfiber2)angeführten Argumente sind nach wie vor gültig.

Das zu finanzierende koordinierte Paket personalisierter Dienstleistungen, einschließlich 
seiner Vereinbarkeit mit Maßnahmen, die aus den Strukturfonds finanziert werden, umfasst 
Maßnahmen zur Wiedereingliederung der 720 zu unterstützenden Arbeitnehmer in den 
Arbeitsmarkt, wie Mentoring und Coaching, individualisierte und gezielte 
Weiterbildungspakete, Zuschüsse für Existenzgründer, Outplacement-Förderung, 
Schulungsarbeitslosengeld und Stipendien.

Den dänischen Behörden zufolge bilden alle oben genannten Maßnahmen ein koordiniertes 
Paket personenbezogener Dienstleistungen, das darauf abzielt, die betroffenen Beschäftigten 
wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern. Diese personalisierten Dienstleistungen begannen 
am 13. August 2012. 

Zu den Kriterien nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 enthielt der Antrag der 
dänischen Behörden folgende Angaben:

 Es wurde bestätigt, dass der Finanzbeitrag des EGF nicht an die Stelle von 
Maßnahmen tritt, für die aufgrund nationaler Rechtsvorschriften oder gemäß 
Tarifvereinbarungen die Unternehmen verantwortlich sind.

 Es wurde nachgewiesen, dass die Maßnahmen einzelne entlassene Arbeitnehmer 
unterstützen und nicht der Umstrukturierung von Unternehmen oder Sektoren 
dienen.

 Es wurde bestätigt, dass für die oben genannten förderfähigen Maßnahmen keine 
Unterstützung aus anderen EU-Finanzinstrumenten in Anspruch genommen wird.

Bezüglich der Management- und Kontrollsysteme hat Dänemark der Kommission mitgeteilt, 
dass der Finanzbeitrag des EGF von denselben Stellen wie der Europäische Sozialfonds 
verwaltet wird, für den ebenfalls die dänische Behörde für Unternehmen als 
Verwaltungsbehörde fungiert. Die Zertifizierungsstelle wird in einer anderen Abteilung 
derselben Behörde angesiedelt sein. Für das Auditing ist der EU-Kontrollbeauftragte bei der 
dänischen Behörde für Unternehmen zuständig. 

Im Hinblick auf die Inanspruchnahme des Fonds hat die Kommission der Haushaltsbehörde 
einen Antrag auf Mittelübertragung über einen Gesamtbetrag von 7 488 000 EUR aus der 
EGF-Reserve (40 02 43) als Verpflichtungen auf die EGF-Haushaltslinie (04 05 01) 
unterbreitet.. Nach der IIV kann der Fonds bis zu einer jährlichen Obergrenze von 
500 Millionen Euro in Anspruch genommen werden.

1 COM(2011) 421 endg.
2 COM(2011) 258 endg.
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III. Verfahren
Die Kommission hat einen Antrag auf Mittelübertragung vorgelegt, damit die entsprechenden 
Verpflichtungsermächtigungen in den Haushaltsplan 2012 eingesetzt werden, wie dies unter 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 vorgesehen ist.

Der Trilog über den Vorschlag der Kommission für einen Beschluss über die 
Inanspruchnahme des EGF könnte in vereinfachter Form erfolgen, wie dies in Artikel 12 
Absatz 5 der Rechtsgrundlage vorgesehen ist, es sei denn, zwischen Parlament und Rat 
kommt es zu keiner Einigung.

Gemäß einer internen Übereinkunft sollte der Ausschuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten (EMPL) in den Prozess einbezogen werden, um konstruktive Unterstützung 
und einen Beitrag zur Bewertung der Anträge auf Unterstützung aus dem Fonds zu leisten. 
Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten hat beschlossen, 
Änderungsanträge sowie die Stellungnahme in Form eines Schreibens zum Bericht 
einzureichen, um seinen Standpunkt und seinen konstruktiven Beitrag deutlich zu machen.

In der Gemeinsamen Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission, 
die in der Konzertierungssitzung vom 17. Juli 2008 angenommen wurde, wird bestätigt, wie 
wichtig es ist, unter gebührender Beachtung der Interinstitutionellen Vereinbarung ein zügiges 
Verfahren für die Annahme von Beschlüssen über die Inanspruchnahme des Europäischen 
Fonds für die Anpassung an die Globalisierung zu gewährleisten.
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ANHANG: SCHREIBEN DES AUSSCHUSSES FÜR BESCHÄFTIGUNG UND 
SOZIALE ANGELEGENHEITEN

EK/ic
D(2012)49969

Herrn Alain Lamassoure
Vorsitzender des Haushaltsausschusses
ASP 13E158

Gegenstand: Stellungnahme zur Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung (EGF) für den Antrag EGF/2012/003 DK/Vestas 
Glasfiber, Dänemark (COM(2012) 502 endg.)

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten (EMPL) und dessen 
Arbeitsgruppe zum EGF haben die Inanspruchnahme des EGF für den Antrag EGF/2012/003 
DK/Vestas, Dänemark geprüft und folgende Stellungnahme angenommen.
Der EMPL-Ausschuss und die Arbeitsgruppe zum EGF befürworten die Inanspruchnahme 
des Fonds im Falle dieses Antrags. Der EMPL-Ausschuss formuliert diesbezüglich einige 
Bemerkungen, ohne jedoch die Mittelübertragung als solche in Frage zu stellen.

Die Anmerkungen des EMPL-Ausschusses stützen sich auf folgende Überlegungen:
A) in der Erwägung, dass dieser Antrag auf Artikel 2 Buchstabe a der EGF-Verordnung 

beruht und darauf abzielt, 720 Arbeitnehmer zu unterstützen, die im Referenzzeitraum 
zwischen dem 8. Februar 2012 und dem 8. Juni 2012 bei dem Windturbinenhersteller 
Vestas entlassen wurden;

B) in der Erwägung, dass Dänemark ausführt, dass die Entlassungen aufgrund erheblicher 
struktureller Veränderungen auf dem Weltmarkt für Windturbinen erfolgten, weil die 
Herstellung von Windturbinen in Asien und Nordamerika sich schneller entwickelt hat 
als der EU-Markt;

C) in der Erwägung, dass dieser neue Antrag im Zusammenhang mit dem Windenergiesektor 
in einem Mitgliedstaat zeigt, dass es erforderlich ist, eine EU-Industriestrategie zu 
entwickeln und die Umstrukturierungsmaßnahmen zu aktualisieren, um die 
Energiewende zu fördern und gleichzeitig Arbeitsplätze zu erhalten; 

D) in der Erwägung, dass die Hersteller von Windturbinen ihre Produktion aufgrund dieser 
Umstände in die Nähe der dynamischsten Endkundenmärkte verlegen (China), um ihre 
Marktposition zu sichern, wobei sie von den niedrigeren Arbeitskosten in Asien 
profitieren und die Kosten im Zusammengang mit der Verbringung schwerer und großer 
Windturbinen verringern;

E) in der Erwägung, dass Dänemark anführt, dass die Entlassungen unerwartet waren, weil 
die dänische Regierung ehrgeizige Ziele für den Einsatz von Windturbinen ausgehandelt 
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und die Region in Verkehrsinfrastrukturen, die für die Verbringung von Windrädern 
angepasst wurden, investiert hatte; 

F) in der Erwägung, dass erwartet wird, dass die Entlassungen auf lokaler Ebene erhebliche 
Auswirkungen haben werden, weil in den fünf betroffenen Gemeinden die 
Arbeitslosigkeit ständig zunimmt und es höchstwahrscheinlich nicht viele neue 
Stellenausschreibungen für die hochqualifizierten Arbeitnehmer, die von Vestas entlassen 
wurden, geben wird; 

G) in der Erwägung, dass 62,78 % der von den Maßnahmen erfassten Arbeitnehmer sind 
Männer und 37,22 % Frauen; in der Erwägung, dass 87,50 % der Arbeitnehmer zwischen 
25 und 54 Jahre und mehr als 11,25 % über 55 Jahre alt sind;

Aus diesen Gründen ersucht der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten 
den Haushaltsausschuss als federführenden Ausschuss, folgende Anregungen in seinen 
Entwurf einer Entschließung zum Antrag Dänemarks aufzunehmen:

1. begrüßt diese Anforderung eines Finanzbeitrags aus dem EGF durch die dänische 
Regierung, obwohl sich dieser Mitgliedstaat gegen die Verlängerung der 
Krisenausnahmeregelung für den derzeitigen EGF ausgesprochen hat und die Zukunft des 
EGF nach 2013 aufs Spiel setzt;

2. stimmt der Kommission zu, dass die Kriterien gemäß Artikel 2 Buchstabe b der EGF-
Verordnung (1927/2006) erfüllt sind und Dänemark daher Anspruch auf einen 
finanziellen Beitrag gemäß dieser Verordnung hat;

3. stellt fest, dass der Antrag auf finanzielle Beihilfen aus dem EGF von den dänischen 
Behörden am 14. Mai 2012 eingereicht und die Bewertung der Kommission am 
13. September 2012 vorgelegt wurde; begrüßt, dass das Bewertungsverfahren rasch 
durchgeführt wurde;

4. ist der Ansicht, dass der europäische Windkraftmarkt durch die stetige Förderung der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen auf Unionsebene weiter wachsen wird, was zu 
einer entsprechenden Nachfrage bei den europäischen Windturbinenherstellern und den 
dazugehörigen Branchen führen dürfte; weist in diesem Zusammenhang auf die 
verbindlichen nationalen Ziele für die Nutzung erneuerbarer Energieträger bis 2020 hin; 
bringt daher seine Besorgnis über diese konkrete Verlagerung zum Ausdruck und 
verweist auf die Gefahr der Einfuhr von in Asien hergestellten Windkraftanlagen auf den 
europäischen Markt;

5. weist darauf hin, dass dies der dritte EGF-Antrag im Zusammenhang mit Entlassungen in 
der Windturbinenindustrie ist und dass alle Anträge aus Dänemark kommen 
(EGF/2010/017 DK/Midtjylland Machinery und EGF/2010/022 DK/LM Glasfiber);

6. weist darauf hin, dass die Entlassungen in der Gemeinde Ringkøbing-Skjern die 
unmittelbare Folge der von der Vestas-Gruppe im November 2011 getroffenen 
Entscheidung sind, ihre Strukturen neu zu organisieren und näher an ihren Kunden auf 
den regionalen Märkten zu sein, insbesondre in China; stellt fest, dass diese 
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Reorganisation weltweit 2 335 Entlassungen mit sich bringen wird und dadurch die 
Gruppe schätzungsweise 150 Millionen EUR Fixkosten einsparen wird;

7. weist darauf hin, dass der EGF bereits 325 von 825 Arbeitnehmern der Vestas-Gruppe, die 
2009 in der ersten Entlassungswelle ihren Arbeitsplatz verloren hatten, unterstützt hat;  
stellt die Frage, wie viele entlassene Arbeitnehmer als Ergebnis des koordinierten Pakets 
wieder in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden konnten und ob Lehren für die erneuten 
Einsatz von EGF-Mitteln in der Region gezogen wurden; 

8. begrüßt, dass das Paket erhebliche finanzielle Anreize für die Gründung von Unternehmen 
enthält, die streng mit der Teilnahme an Kursen für Existenzgründer und der 
Durchführung einer Überprüfung am Ende des EGF-Projekts verbunden sein werden;

9. begrüßt, dass die Sozialpartner während der Planungsphase des Pakets konsultiert wurden 
und über die Umsetzung des Projekts informiert werden;

10. begrüßt, dass mit der Umsetzung des koordinierten Pakets personalisierter 
Dienstleistungen am 12. August 2012 begonnen wurde – lange vor dem Beschluss der 
Haushaltsbehörde, die EGF-Unterstützung zu gewähren; 

11. weist allerdings darauf hin, dass möglicherweise die Hälfte der EGF-Unterstützung für 
finanzielle Zuschüsse ausgegeben wird, wobei wohl 720 Arbeitnehmer 
Schulungsarbeitslosengeld (einschließlich Stipendien) erhalten werden, und zwar in Höhe 
von schätzungsweise 10 400 EUR pro Arbeitnehmer; 

12. weist erneut darauf hin, dass die EGF-Unterstützung in erster Linie für 
Arbeitsvermittlungs- und Weiterbildungsprogramme verwendet werden sollte und nicht 
für unmittelbare Beiträge zu finanziellen Zuschüssen; ist der Ansicht, dass bei einer 
Einbeziehung in das Paket die EGF-Unterstützung als Ergänzung dienen sollte und 
keinesfalls die Zuschüsse, die in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und Unternehmen 
nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts bzw. von Tarifverträgen fallen, ersetzen darf;

13. bedauert, dass trotz mehrerer erfolgreicher Inanspruchnahmen des EGF sowohl nach den 
handelsbezogenen als auch nach den krisenbezogenen Kriterien Dänemark zu jenen 
Ländern gehört, die die Zukunft des Fonds für die Zeit nach 2013 untergraben und eine 
Verlängerung der krisenbedingten Ausnahmeregelung blockieren.

Mit freundlichen Grüßen

Pervenche Berès
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